Niederschrift

offentlicher Teil

%\
4}

MONHEIMAMRHEIN

Uber die 14. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Monheim am Rhein vom

07.12.2016

Sitzungsraum: Ratssaal, Rathaus, Rathausplatz 2, 40789 Monheim am Rhein

Beginn: 16:10 Uhr
Ende: 21:01 Uhr
Anwesend:

Ausschussvorsitzender
Herr Daniel Zimmermann

Mitglieder der PETO-Fraktion
Herr Andy Eggert

Herr Ingo Elsner

Herr Patrick Fuest

Frau Carina Hausler

Frau Julia Hausler

Herr Torsten Kinzel

Frau Vanessa Klein

Frau Janne Koch
Herr Tim Kogler
Herr Lucas Risse
Frau Kathrin Sarin

Frau Laura Topfer

Mitglieder der CDU-Fraktion
Herr Markus Gronauer

Herr Bruno Kosmala

Herr Michael Nagy

Mitglieder der SPD-Fraktion
Herr Werner Goller

Vertretung fur Herrn Holger Radenbach
Vertretung fur Herrn Benedikt Reich

ab 18:23 Uhr
Vertretung fir Frau Lisa Pientak
ab 16:33 Uhr

ab 16:35 Uhr
Vertretung fur Herrn Torsten Kinzel
bis 18:00 Uhr

Vertretung fur Herrn Tim Bruhland

Mitglieder der Fraktion Biindnis 90 / Die Griinen

Herr Manfred Poell

FDP
Herr Andreas Wolk

DIE LINKE
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Frau Badi Ozgiltekin

von der Verwaltung
Herr Andreas Apsel
Frau Sonja Baumhauer
Frau Simone Feldmann
Herr Martin Frémmer
Herr Peter Heimann
Herr Manfred Hein

Herr Guido Kramer

Herr Edgar Lenz

Herr Roland Liebermann
Herr Michael Lobe

Herr Georg Mittmann
Frau Sabine Noll

Herr Marc Oberthir
Herr Ralf Richrath

Frau Christiane Scharfke
Herr Marc Steven

Herr Robert Ullrich

Herr Thomas Zitzmann

Schriftfiihrerin
Frau Anke Bitsch

es fehlen entschuldigt
Herr Tim Brihland

Frau Lisa Pientak

Herr Holger Radenbach
Herr Benedikt Reich

bis 20:20 Uhr



Niederschrift (6ffentlicher Teil)

Seite 3 von 21

Tagesordnung:

TOP

10

11

12

13

14
15
16
17

Beratungsgegenstand

Eréffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemafen Ein-
ladung und Beschlussfahigkeit

Kenntnisnahme der Niederschriften der letzten Sitzungen (vom
15.09. und 26.10.2016) - offentlicher Teil -

Bericht Uber die Ausfihrung der Beschlisse des Haupt- und
Finanzausschusses vom 15.09.2016

Fragezeit fur Einwohnerinnen und Einwohner

8. Satzung zur Anderung der "Satzung der Stadt Monheim am
Rhein Gber die Stralkenreinigung und die Erhebung von Stral3en-
reinigungsgebuhren (Stralenreinigungs- und Gebldhrensatzung)
vom 16.12.2008"

8. Satzung zur Anderung der "Gebiihrensatzung zur Abfallent-
sorgungssatzung (Abfallentsorgungsgeblihrensatzung) der Stadt
Monheim am Rhein vom 16.12.2008"

3. Satzung zur Anderung der "Gebuhrensatzung zur Grund-
stiicksentwasserungssatzung der Stadt Monheim am Rhein vom
18.12.2014"

3. Satzung zur Anderung der "Geblhrensatzung zur Benutzung
der Friedhofe der Stadt Monheim am Rhein vom 16.12.2008"

Satzung uber die Erhebung von Marktstandgebihren auf dem
Ganselieselmarkt der Stadt Monheim am Rhein

Satzung fiir die Ubergangswohnheime und Wohnungen der
Stadt Monheim am Rhein zur vorlaufigen Unterbringung von ob-
dachlosen Personen und zugewiesenen auslandischen Fllicht-
lingen

Erlass einer Verordnung uber das Offenhalten von Verkaufsstel-
len im Stadtgebiet Monheim am Rhein im Jahr 2017

Auslaufen des Gewalt- und Kriminalpraventionsprojektes der
Kinder-Notinseln

Weiterentwicklung des Programms "Aktiv zusammen leben" zur
Miniprojektbdrse "Aktiv inklusiv!"

Andrés Segovia Jugendwettbewerb fir Gitarre
Vergabe von Straflennamen
Umsetzung des Radschnellweges auf Monheimer Stadtgebiet

Mo.Ki-Cafe Baumberg

Vorlage Nr.

IX/0955

IX/0950

IX/0976/1

IX/0986/1

IX/0987

IX/0937

IX/0957/1

IX/0931

IX/0961

IX/0956

IX/0944
IX/0975
IX/0949
1X/0969
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18 Ausbau des Stadtischen Bilrgerservice - "Rathaus kompakt" IX/1001
-Inneneinrichtung Blrgerburo und Empfangsbereich-

19 Sanierung und Neubau der stadtischen Ubergangswohnheime IX/1002
Niederstralle
-Baubeschluss-

20 Schulzentrum Berliner Ring IX/0984
- Planungsauftrag Umbau im Bestandsgeb&aude -

21 Umgestaltung des Altstadtplatzes Kradepohl IX/0965

22 Umgestaltung der Kreuzung Baumberger Chaussee / Nieder- IX/0941
strale zu einem Kreisverkehrsplatz

23 Neugestaltung Kinderspielplatz Uimenweg - Baubeschluss IX/0958

24 MonChronik-Modul "Aalschokker" sowie Neuherrichtung Park- IX/0997

platz Klapperstorstralie
- Baubeschluss -

25 Optionserklarung zur Umsatzbesteuerung IX/0953
26 Haushaltssatzung 2017 IX/0942
27 Mundliche Mitteilungen

271 Monberg-Bricke

28 Mindliche Anfragen

Sitzungsergebnis:

1 Eroffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgeméaRen Einladung und Be-
schlussfahigkeit

Protokoll:

Der Burgermeister eréffnet die Sitzung und stellt die ordnungsgemale Einladung und
die Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest.

2 Kenntnisnahme der Niederschriften der letzten Sitzungen (vom 15.09. und
26.10.2016) - offentlicher Teil -

Protokoll:
Die Niederschriften werden durch den Ausschuss zur Kenntnis genommen.

3 Bericht uiber die Ausfiihrung der Beschliisse des Haupt- und Finanzausschus-
ses vom 15.09.2016
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Vorlage: 1X/0955

Protokoll:
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den Ausfuhrungsbericht zur Kenntnis.

4 Fragezeit fiir Einwohnerinnen und Einwohner

Protokoll:
Es erfolgen keine Wortmeldungen.

5 8. Satzung zur Anderung der "Satzung der Stadt Monheim am Rhein iiber die
StraRenreinigung und die Erhebung von StraRenreinigungsgebiihren (StraBen-
reinigungs- und Gebuhrensatzung) vom 16.12.2008"

Vorlage: 1X/0950

Beschlussempfehlung

Die 8. Satzung zur Anderung der ,Satzung der Stadt Monheim am Rhein Uber die
Strallenreinigung und die Erhebung von Stra3enreinigungsgebihren (Stralenreini-
gungs- und Geblhrensatzung) vom 16.12.2008“ wird in der vorgelegten Fassung
beschlossen.

Die Satzung und die Gebuhrenbedarfsberechnung sind Bestandteil des Beschlusses.

einstimmig zugestimmt

6 8. Satzung zur Anderung der "Gebiihrensatzung zur Abfallentsorgungssatzung
(Abfallentsorgungsgebiihrensatzung) der Stadt Monheim am Rhein vom
16.12.2008"

Vorlage: 1X/0976/1

Protokoll:

Die Verwaltung weist auf den vorliegenden Prifauftrag hin, der noch nicht in die Be-
schlussfassung aufgenommen wurde. Dies werde bis zur Ratssitzung nachgeholt.
Jedoch seien Mittel fur die Probephase hinsichtlich der Abholung von Grunabfallen
eingerechnet.

Beschlussempfehlung

Die 8. Satzung zur Anderung der ,Gebuhrensatzung zur Abfallentsorgungssatzung
(Abfallentsorgungsgebuhrensatzung) der Stadt Monheim am Rhein vom 16.12.2008
wird in der vorgelegten Fassung beschlossen.

Die Satzung und die Gebuhrenkalkulation sind Bestandteil des Beschlusses.

einstimmig zugestimmt
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7 3. Satzung zur Anderung der "Gebiihrensatzung zur Grundstiicksentwisse-
rungssatzung der Stadt Monheim am Rhein vom 18.12.2014"
Vorlage: 1X/0986/1

Beschlussempfehlung

Die 3. Satzung zur Anderung der ,Gebihrensatzung zur Grundstiicksentwésse-
rungssatzung der Stadt Monheim am Rhein vom 18.12.2014“ wird in der vorgelegten
Fassung beschlossen.

Die Satzung und die Gebuhrenkalkulation sind Bestandteil des Beschlusses.

einstimmig zugestimmt

8 3. Satzung zur Anderung der "Gebiihrensatzung zur Benutzung der Friedhofe
der Stadt Monheim am Rhein vom 16.12.2008"
Vorlage: 1X/0987

Beschlussempfehlung

Die 3. Satzung zur Anderung der ,Geblihrensatzung zur Benutzung der Friedhéfe der
Stadt Monheim am Rhein vom 16.12.2008“ wird in der vorgelegten Fassung be-
schlossen.

Die Satzung und die Gebuhrenkalkulation sind Bestandteil des Beschlusses.

einstimmig zugestimmt

9 Satzung uber die Erhebung von Marktstandgebiihren auf dem Génseliesel-
markt der Stadt Monheim am Rhein
Vorlage: 1X/0937

Protokoll:

Der Sprecher der Fraktion Bindnis 90/Die Grunen empfiehlt eine Unterscheidung
hinsichtlich der Gebihren fir private und gewerbliche Anbieter.

Der Blrgermeister erlautert, dass gewerbliche Anbieter auf dem Ganselieselmarkt
nicht zugelassen wirden. Ein entsprechender Hinweis erfolge bereits im Anmeldfor-
mular. Daher sei eine solche Unterscheidung bei der Hohe der Geblhren entbehr-
lich.

Die Satzung regele auch die Verknlpfung des Ganselieselmarktes mit dem Stadtfest,
so der Sprecher der CDU-Fraktion. Es sei nicht erforderlich, diese Verknupfung vor-
zusehen. Der Ganselieselmarkt sei eine autarke Veranstaltung.

Ganselieselmarkt und Stadtfest wirden gleichermalen von der Verknupfung profitie-
ren, fihrt der Blrgermeister aus. Das Freizeitverhalten der Menschen habe sich ver-
andert und der Trodelmarkt alleine wirde nicht mehr die gleiche Zugkraft entfalten,
wie vor 20 Jahren. Die Attraktivitdt ergebe sich aus der Kombination von Stadtfest
und Ganselieselmarkt.
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Beschlussempfehlung

Der Rat der Stadt Monheim am Rhein beschliel3t die anliegende Satzung Uber die
Erhebung von Marktstandgeblihren auf dem Ganselieselmarkt der Stadt Monheim
am Rhein.

Die anliegende Satzung ist Bestandteil des Beschlusses.

mehrheitlich zugestimmt (dagegen: 3 CDU)

Satzung fiir die Ubergangswohnheime und Wohnungen der Stadt Monheim am
Rhein zur vorlaufigen Unterbringung von obdachlosen Personen und zugewie-
senen auslandischen Fliichtlingen

Vorlage: 1X/0957/1

Protokoll:

Die unterschiedliche Berechnungsgrundlage einmal nach Personen und einmal nach
Quadratmetern sei irritierend und sollte einheitlich festgelegt werden, regt der Spre-
cher der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen an. Weiterhin merkt er an, dass Flichtlinge,
die der deutschen Sprache noch nicht machtig gewesen seien, Anschreiben erhalten
hatten, dass sie die Notunterkunft schnellstmoéglich zu verlassen hatten. Dies habe
zu grofRen Verunsicherungen gefihrt.

Der Burgermeister erklart, dass die Fluchtlinge intensiv betreut wirden, auch Uber
den Zeitpunkt der Anerkennung hinaus. Dies sei mit dem BeratungsCentrum und
dem SKFM vereinbart.

Hinsichtlich der Hohe der jeweiligen Geblhren sei es notwendig, diese korrekt zu
ermitteln. Dabei fielen sehr unterschiedliche Kosten an. So entstinden auf der Bre-
genzer Stralle durch den Sicherheitsdienst héhere Kosten als bei anderen Unterkinf-
ten. Fur die Bewohner selbst sei dies jedoch ohne Auswirkungen, da diese die Un-
terkunft nicht selbst bezahlen. Die Kostenermittlung erfolge in erster Linie, um Erstat-
tungsanspriche gegenuber anderen Sozialleistungstragern geltend machen zu kon-
nen.

Bei Ein- bzw. Auszug aus den Unterkunften wirde den Bewohnerinnen und Bewoh-
ner die Hausordnung und die Satzung ausgehandigt, so der Sprecher der FDP. Hier
stelle sich die Frage, ob dies in der jeweiligen Landessprache erfolge.

Zwar erfolge die Zuweisung jeweils per Bescheid, aber im Rahmen des Welcome-
Projekts stehe jederzeit eine Betreuung zur Verfigung, die den Flichtlingen in ihrer
Landessprache weiterhelfen wirde, so die Verwaltung.

Des Weiteren enthalte § 6 Abs. 1 der Satzung eine fehlerhafte Formulierung, merkt
der Sprecher der FDP an.

Der Fehler werde bis zur Ratssitzung korrigiert, so der Blirgermeister.

Beschlussempfehlung

Der Rat der Stadt Monheim am Rhein beschlie3t die anliegende Satzung fiur die
Ubergangswohnheime und Wohnungen der Stadt Monheim am Rhein zur vorlaufigen
Unterbringung von obdachlosen Personen und zugewiesenen auslandischen Flicht-
lingen. Die Anlagen sind Bestandteil des Beschlusses.
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einstimmig zugestimmt

Erlass einer Verordnung uiber das Offenhalten von Verkaufsstellen im Stadtge-
biet Monheim am Rhein im Jahr 2017
Vorlage: 1X/0931

Beschlussempfehlung

Die anliegende ordnungsbehérdliche Verordnung zur Offenhaltung von Verkaufsstel-
len in der Stadt Monheim am Rhein an Sonntagen im Jahr 2017 wird beschlossen.
Die Anlage 1 dieser Vorlage ist Bestandteil des Beschlusses.

mehrheitlich zugestimmt (dagegen: 3 CDU)

Auslaufen des Gewalt- und Kriminalpraventionsprojektes der Kinder-Notinseln
Vorlage: 1X/0961

Protokoll:

Der Sprecher der FDP bittet um Angabe der Griinde, warum das Projekt auslaufen
solle.

Die Verwaltung erklart, dass es zum Zeitpunkt der Einflhrung ein sinnvolles Projekt
gewesen sei. Seitdem habe sich der Kinderschutz insgesamt weiterentwickelt, so
dass dieses Projekt nun nicht mehr dem Standard entspreche. Auch der praventive
Kinderschutz sei erheblich ausgebaut worden. Eine Nutzerbefragung des Kinder-
schutzbundes NRW habe zudem ergeben, dass die Notinseln nicht in Anspruch ge-
nommen wurden. Stichprobenartig wurden auch 25 der Projektpartner befragt und es
sei festgestellt worden, dass die Mitarbeitenden nicht informiert waren. Daher sei der
Kinderschutz an den ausgewiesenen Notinseln nicht mehr in der gewinschten Form
gewahrleistet und es sei empfehlenswert, den Vertrag zum nachstméglichen Zeit-
punkt, den 31.12.2017, zu beenden.

Der Sprecher der FDP regt an, die lange Kindigungsfrist zu nutzen und das Projekt
wieder aufleben zu lassen.

Der Burgermeister erklart, dass bereits seit einiger Zeit keine neuen Projektpartner
gesucht worden seien. Das Projekt sei nicht mehr zeitgemal und es gebe keine ver-
bindlichen Standards.

Das Projekt kdnnte dann doch weiterbetrieben und Standards entwickelt werden, so
der Sprecher der CDU-Fraktion.

Die Verwaltung macht deutlich, dass mit diesem Projekt nicht das Ziel erreicht wer-
den konnte, dass erreicht werden sollte. So hatten die Projektpartner nicht die Arbeit
leisten kdnnen, die zunachst angedacht gewesen war und seitens der Kinder sei kei-
ne Nachfrage vorhanden.

Der Sprecher der CDU-Fraktion halt es fir bedenklich, wenn die Kooperationspartner
weiterhin mit dem Aufkleber ,Notinsel“ werben, jedoch nicht in der Lage seien, Kin-
dern tatsachlich Hilfestellung zu geben. Die Aufkleber missten demnach entfernt
werden.
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Das sei problematisch, da der Vertrag bis 31.12.2017 glltig sei, so der Burgermeis-
ter.

Beschlussempfehlung

Das Gewalt- und Kriminalpraventions-Projekt der Kinder-Notinseln wird in Monheim
am Rhein nicht fortgefuhrt. Der Vertrag mit der Stiftung Hansel+Gretel wird fristge-
recht zum 31.12.2017 gekindigt.

einstimmig zugestimmt

Weiterentwicklung des Programms "Aktiv zusammen leben" zur Miniprojekt-
borse "Aktiv inklusiv!"
Vorlage: 1X/0956

Beschlussempfehlung

Der Rat der Stadt Monheim am Rhein beschlie3t die Weiterentwicklung des Projek-
tes: "Aktiv zusammen leben" zur Miniprojektbdrse ,Aktiv inklusiv!“ im dargestellten
Umfang und beauftragt die Verwaltung mit der Umsetzung und Festlegung der Ein-
zelheiten. Hierflr werden im Produkt 01.02.00 insgesamt 25.000 EUR im Jahr 2017
und jeweils in den Folgejahren etatisiert.

einstimmig zugestimmt

Andrés Segovia Jugendwettbewerb fir Gitarre
Vorlage: 1X/0944

Beschlussempfehlung

1. In den Jahren 2018, 2020 und 2022 wird der Andrés Segovia Jugendwettbewerb
fur Gitarre in Monheim am Rhein durchgefuhrt.

2. Die Durchfihrung des Wettbewerbs erfolgt in Zusammenarbeit von Stadt Mon-
heim am Rhein und der European Guitar Teachers Association Deutschland e.V.
(EGTA D).

3. Die zur Wettbewerbsdurchfiihrung benétigten Raumressourcen und finanziellen
Mittel werden zur Verfugung gestellt.

einstimmig zugestimmt

Vergabe von StraBennamen
Vorlage: IX/0975

Protokoll:

Mit den Fraktionen CDU, SPD und PETO sei abgestimmt worden, dass am heutigen
Tag keine Beschlussfassung vorgenommen werden solle. Es wirde fir die Ratssit-
zung eine aktualisierte Vorlage nachgereicht, erklart der Burgermeister.

Umsetzung des Radschnellweges auf Monheimer Stadtgebiet
Vorlage: 1X/0949
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Protokoll:

Die Hohe des Differenzbetrages zwischen dem Maximalzuschuss von 80% und dem
Zuschuss von 60% sei von Interesse, so der der Sprecher der SPD-Fraktion.

Der Betrag kénne schlecht beziffert werden, erlautert die Verwaltung. Es sei zu be-
rucksichtigen, dass einige MaRnahmen, die im Zusammenhang mit dem Rad-
schnellweg vorzunehmen seien, ohnehin fallig gewesen waren. Eine klare Trennung
sei daher nicht moglich. Der Radschnellweg sei mit insgesamt 8,6 Mio. € bemessen
worden.

Der Sprecher der CDU-Fraktion macht deutlich, dass es seiner Fraktion nicht moglich
sei einen Beschluss zu fassen, wenn die Kosten nicht beziffert werden konnten. Da-
her werde sich die CDU-Fraktion enthalten und hoffen, dass der Kostenrahmen bis
zur Ratssitzung genannt werden konne.

Mit dem Verlassen der Arbeitsgemeinschaft sei das Ziel verbunden, die Planungsho-
heit zu behalten, so der Blirgermeister. Die Beschlisse flir die Landesstralen, Opla-
dener Stralte und Kapellenstralte, seien ahnlich gelagert und bereits gefasst worden.
Ein solcher Grundsatzbeschluss stehe nun fir den Radschnellweg an. Die Planung
und die Baubeschlisse wirden dann zu einem spateren Zeitpunkt gefasst. Sonst sei
es bei jeder Anderung, wie z.B. der Anpassung einer Einmiindungssituation oder
dem Anbringen eines Zebrastreifens notwendig, Benehmen mit dem Landesbetrieb
StralRen NRW herzustellen. Es stehe hier die strategische Entscheidung an, in wel-
che Richtung weiter gearbeitet werden solle.

Hier kénne eine schwere Belastung fir die kiinftigen Generationen entstehen, so der
Sprecher der CDU-Fraktion. Daher sei dieses Vorhaben abzulehnen. Das sei auch
der Grund gewesen, warum seine Fraktion gegen die Ubernahme der Landesstralien
gestimmt habe. Die Folgekosten fir spatere Jahre seien nicht kalkulierbar.

Die Vorteile wirden hier tUberwiegen, so der Sprecher der Fraktion Bindnis 90/Die
Griinen. Jedoch fiele es auch ihm schwer, ohne Kostenrahmen einen Beschluss zu
fassen.

Die Verwaltung sei zu der Auffassung gekommen, dass ein Radschnellweg win-
schenswert sei, jedoch abzulehnen sei, wenn es sich um ein Landesprojekt handele,
so der Blrgermeister. Diese Auffassung begriinde sich in den bisherigen Erfahrun-
gen und Abstimmungsproblemen mit dem Landesbetrieb.

Es sei in der Vorlage ausgefuhrt, dass faktisch in dem abgestimmten Ausbaustan-
dard gearbeitet werden solle, merkt der Sprecher der SPD-Fraktion an und bittet um
nahere Erlauterung. Zum anderen bittet er um Angabe, ob und mit welcher Wahr-
scheinlichkeit mit den Fordermitteln zu rechnen sei.

Die Verwaltung fuhrt aus, dass die Vorgaben als Orientierungshilfe betrachtet wir-
den, die auf die tatsachlichen Verhaltnisse angepasst werden sollen.

Die Zuschusse seien laut Auskunft des Ministeriums zugesagt. Schriftlich werde dies
jedoch erst erfolgen, wenn die Planung verbindlich beschlossen worden sei.

Der Sprecher der PETO-Fraktion aufert seine Verwunderung Uber die kontroverse
Diskussion, da im Fachausschuss in der vergangenen Woche ein einstimmiger Be-
schluss hierzu ohne Wortbeitrage gefasst worden sei. Seine Fraktion unterstitze das
Vorgehen, das die Stadt vor einem Kompetenzwirrwarr schitze. Auch die Belastung
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fur die nachfolgenden Generationen erkenne er hier nicht, sondern grof3e Chancen.

Beschlussempfehlung
Zur Umsetzung des Radschnellweges auf Monheimer Stadtgebiet beschlie3t der Rat
der Stadt folgende Vorgehensweise:

1.

2.

3.

Er nimmt die Ausfuhrungen der Verwaltung zur Umsetzung und Verfahrensweise
des Radschnellweges im Rahmen des Landesprogrammes zur Kenntnis.

Er beschlie®t den formalen Austritt aus der Arbeitsgemeinschaft der Stadte
Neuss, Dusseldorf, Langenfeld und Monheim.

Er beauftragt die Verwaltung, die Umsetzung des bisherigen Radschnellweges
auf Monheimer Stadtgebiet als kommunalen Radschnellweg fortzusetzen. Die
Umsetzung soll nach stadtischen Erfordernissen erfolgen.

Die Verwaltung wird beauftragt, fur die Umsetzung von MaRnahmen des Rad-
schnellweges auf Monheimer Stadtgebiet Fordermittel des Landes zu beantra-
gen.

Er beschlieldt, dass jedes Einzelprojekt nochmals durch einen gesonderten Bau-
beschluss angemeldet und beauftragt wird.

mehrheitlich zugestimmt (dagegen: 3 CDU, enthalten: 1 SPD, 1 Biindnis 90/Die
Grunen, 1 FDP)

Mo.Ki-Cafe Baumberg
Vorlage: 1X/0969

Beschlussempfehlung

1.

Zur Unterbringung des Mo.Ki.-Cafes in Baumberg wird die Verwaltung beauftragt,
die erforderlichen Verhandlungen zur Anmietung des ehemaligen Schlecker-
Ladenlokals im Einkaufszentrum Holzweg abzuschlieRen.

Nach Abschluss des Mietvertrages sind Planung und Realisierung auf Grundlage
des in dieser Vorlage dargestellten Raumprogramms und innerhalb des Kosten-
rahmens von 490.000 EUR vorzunehmen.

Zur Finanzierung der BaumaB3nahmen werden 490.000 EUR als Investition in die
Anderungsliste zum Teilfinanzplan B 2017 aufgenommen.

Die Finanzierung der Mieten und des Betriebskosten erfolgt aus den im Haushalt
2017 im Produkt 06.04.00 Pravention etatisierten Mitteln in HOhe von 120.000
EUR.

einstimmig zugestimmt

Ausbau des Stadtischen Birgerservice - "Rathaus kompakt"
-Inneneinrichtung Biirgerbiiro und Empfangsbereich-
Vorlage: 1X/1001

Protokoll:

Der Sprecher der CDU-Fraktion merkt an, dass seine Fraktion der Umbaumaflinahme
nicht zugestimmt habe. Abweichend von der Grundsatzentscheidung erfolge hier
eine Zustimmung, da die neuen Raumlichkeiten mobliert werden mussten.
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Es sei winschenswert, dass zukunftige UmbaumafRnahmen die Moblierung enthalten
und nicht separat zur Beschlussfassung vorgelegt wiirden, so der Sprecher der Frak-
tion Blndnis 90/Die Grunen.

Hierzu merkt der Burgermeister an, dass diese Kosten kalkuliert gewesen seien. Die
Anderung entstehe dadurch, dass nachtraglich die 1. Etage, insbesondere das Stan-
desamt, mit in die Umbaumalnahmen einbezogen wirde.

Beschlussempfehlung

1. Die Inneneinrichtung flr den Bereich des Bulrgerblros und den Empfangsbe-
reichs ist entsprechend der beigefiigten Planung auszuschreiben und zu realisie-
ren.

2. Die Finanzierung erfolgt tber die im Teilfinanzplan B unter Investitionsnummer
17102.028 (Einrichtungsgegenstande Bereiche) enthaltenen Haushaltsansatz in
Hohe von 300.000 EUR, welcher um 135.000 EUR auf insgesamt 435.000 EUR
zu erhoéhen ist.

mehrheitlich zugestimmt (dagegen: 1 SPD)

Sanierung und Neubau der stiadtischen Ubergangswohnheime NiederstraRe
-Baubeschluss-
Vorlage: 1X/1002

Beschlussempfehlung )
1. Der Neubau sowie die Bestandssanierungen der Ubergangswohnheime an der
Niederstrale sind entsprechend Planung auszuschreiben und zu realisieren.

2. Die Aullenanlagen sind zu planen und den Ratsgremien zur gesonderten Be-
schlussfassung vorzulegen.

3. Die Finanzierung erfolgt Uber das bereits genehmigte Budget in H6he von 3,7
Mio. EUR. Die Haushaltsmittel sind im Teilfinanzplan B unter 17102.060 in der
entsprechenden Hoéhe zu planen.

einstimmig zugestimmt

Schulzentrum Berliner Ring
- Planungsauftrag Umbau im Bestandsgebaude -
Vorlage: 1X/0984

Beschlussempfehlung

1. Die Verwaltung wird beauftragt, fur die am Schulzentrum Berliner Ring erforderli-
chen Umbaumalnahmen im Bestand die Planungen zu erstellen und den Rats-
gremien zur weiteren Beschlussfassung (Baubeschluss) vorzulegen.

2. Als Kostenrahmen werden 3,07 Mio. EUR festgelegt, von denen im Teilfinanzplan
B zum Haushalt 2017 0,3 Mio. EUR als Ausgabemittel und 2,77 Mio. EUR als
Verpflichtungsermachtigung fur die Folgejahre vorgesehen werden.

mehrheitlich zugestimmt (dagegen: 3 CDU)
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Umgestaltung des Altstadtplatzes Kradepohl
Vorlage: 1X/0965

Protokoll:

Der Sprecher der CDU-Fraktion fragt nach, ob die zwei Badume im nérdlichen Bereich
erhalten bleiben kdnnten.

Dies sei vermutlich nicht moglich, erwidert die Verwaltung. Jedoch wirden neue Be-
pflanzungen vorgenommen.

Beschlussempfehlung

Die Verwaltung wird beauftragt, entsprechend der vorgelegten Planung die Mal}-
nahme ,Umgestaltung des Altstadtplatzes Kradepohl baulich umzusetzen. Die hier-
fur erforderlichen Mittel sind bereits im Haushaltsplan 2017 berticksichtigt.

einstimmig zugestimmt

Umgestaltung der Kreuzung Baumberger Chaussee / NiederstraBe zu einem
Kreisverkehrsplatz
Vorlage: 1X/0941

Beschlussempfehlung

Die Verwaltung wird beauftragt, entsprechend der vorgelegten Planung die MafR-
nahme ,Kreisverkehrsplatz Baumberger Chaussee / Niederstrale“ baulich umzuset-
zen. Die hierfur erforderlichen Mittel sind bereits im Haushaltsplan 2017 berticksich-
tigt.

einstimmig zugestimmt

Neugestaltung Kinderspielplatz Uimenweg - Baubeschluss
Vorlage: 1X/0958

Beschlussempfehlung

Die Verwaltung wird beauftragt, die MalRnahmen auf Basis des vorgelegten Gestal-
tungsentwurfs zur Umsetzung der Neuausstattung des Kinderspielplatzes im Bereich
Ulmenweg zu realisieren.

einstimmig zugestimmt

MonChronik-Modul "Aalschokker" sowie Neuherrichtung Parkplatz Klappers-
torstralRe

- Baubeschluss -

Vorlage: 1X/0997

Protokoll:

Die Treppenanlage solle tber eine umfassende Beleuchtung verfligen, rat der Spre-
cher der SPD-Fraktion.
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Der Burgermeister sichert zu, dass dieser Hinweis aufgenommen werde.

Der Sprecher der CDU-Fraktion regt an, ein Spielgerat zu installieren. Dieses sollte
sich im Sichtbereich der Gastronomie und des Aalschokkers befinden.

Der Bereich um den Aalschokker herum werde mit einem Netz aus Seilen versehen.
Dies werde auch zum Kinderspiel geeignet sein.

Weiterhin merkt der Sprecher der CDU-Fraktion an, dass, entsprechend der Zusage
des Burgermeisters in der Blrgeranhoérung, eine tagliche Reinigung des Hohlraums
unter dem Aalschokker erfolgen misse, um zu vermeiden, dass dort eine ,Dreck-
ecke” entstehe.

In der Blirgeranhérung habe er geauliert, dass dann eine Reinigung erfolge, wenn
dies erforderlich sei. Diese werde in der Haufigkeit dem Schmutzaufkommen ange-
passt, erklart der Blrgermeister. Sofern es tatsachlich erforderlich sei, wirde auch
taglich gereinigt.

Beschlussempfehlung
1. Die Verwaltung wird beauftragt, das MonChronik-Modul ,Aalschocker® einherge-
hend mit der Neuherrichtung des Parkplatzes Klappertorstralie zu realisieren.

2. Die Finanzierung erfolgt wie folgt:

a) Die Restaurierung des Schiffes erfolgt tUber die im Haushalt unter 16107.001
veranschlagten Mittel in Hohe von 340.000 EUR, von denen 50% Uber eine
bereits bewilligte Férderung refinanziert werden.

b) Die Aufstanderung des Aalschockers (Plattform) wird uUber die unter
17102.096 bereits im Haushalt 2017 veranschlagten Mittel finanziert, wobei
der dortige Ansatz auf 630.000 EUR angepasst wird.

c) Die Finanzierung der Treppenanlage wird uUber die unter 16004.088 bereits im
Haushalt 2017 veranschlagten Mittel finanziert, wobei der dortige Ansatz auf
840.000 € angepasst wird.

d) Die Finanzierung des Parkplatzes erfolgt Uber die im Haushalt 2017 unter
16004.077 zur Verfigung stehenden Mittel in H6he von 750.000 EUR.

e) Fir die museale Einrichtung sind im Haushalt 2017 unter 16107.001 (Mon-
Chronik) Mittel in Hohe von 80.000 EUR vorgesehen.

einstimmig zugestimmt

Optionserklarung zur Umsatzbesteuerung
Vorlage: 1X/0953

Beschlussempfehlung
Die Verwaltung wird beauftragt

- das Optionsrecht gem. § 27 Abs. 22 S. 3 UStG gegentiber dem Finanzamt in
Anspruch zu nehmen

- samtliche Leistungen der Stadt und ggf. die diesen zugrunde liegenden ver-
traglichen Regelungen auf ihre klnftige umsatzsteuerrechtliche Relevanz zu
Uberprifen.

einstimmig zugestimmt
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Die Sitzung wird fur die Zeit von 17:34 Uhr bis 17:48 Uhr unterbrochen.

Haushaltssatzung 2017
Vorlage: 1X/0942

Protokoll:

Der Blrgermeister schlagt vor, die Beratung wie folgt vorzunehmen:

1. ausfuhrliche Beratung der Produktbereich 01, 15 und 16 und der Antrdge der
Fraktionen

2. kurze Beratung der bereits in Fachausschussen diskutierten tbrigen Produktbe-
reiche

3. Online-Burgerbeteiligung

4. Anderungsliste

Es erfolgt keine Gegenrede.

Zu den nachfolgend nicht aufgefuhrten Produkten erfolgten keine Wortmeldungen
und einstimmige Beschlusse.

01.01.01

Der Sprecher der Fraktion Blindnis 90/Die Grinen erlautert den vorliegenden Antrag,
die Fraktionszuwendungen um einen Betrag von 500 € zu erhéhen, um ein mobiles
Endgerat beschaffen zu kénnen.

Aus Sicht der Verwaltung sei eine Erhéhung des Sockelbetrages nicht moglich. Die
Hohe der Zuwendungen sei aus bestimmten Kosten abgeleitet und errechnet, erlau-
tert der Burgermeister. Das vorgeschlagene Vorgehen halte er fir nicht rechtmaRig.
Es sei jedoch denkbar, dass den Fraktionsgeschéaftsfuhrungen jeweils ein iPad sei-
tens der Stadt zur Verfigung gestellt wirde.

Das sei ausreichend, so der Sprecher der Fraktion Blindnis 90/Die Grlinen. Er werde
den Vorschlag gerne annehmen. Der gestellte Antrag sei damit erledigt.

In diesem Zusammenhang bemangelt der Sprecher der CDU-Fraktion, dass Manda-
tos gerategebunden sei. Erstellte Notizen waren nicht mehr ersichtlich, sofern ein
anderes Endgerat benutzt wirde.

Eine Cloud-L6sung werde seitens des Herstellers nicht angeboten, erklart der Bur-
germeister. Gerne werde er den Hinweis aber erneut an den Hersteller weitergeben.

01.05.00

Der Sprecher der SPD-Fraktion macht deutlich, dass seine Fraktion die Personal-
ausstattung fur nicht ausreichend halte. Die Anzahl der aktuell beschaftigten Rech-
nungsprifer sei bei dem erneut ansteigenden Investitionsvolumen zu gering. Daher
beantrage seine Fraktion in der Rechnungspriifung eine zusatzliche Planstelle einzu-
richten.

Der Birgermeister weist darauf hin, dass diese Diskussion im nichtéffentlichen Teil
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der Sitzung zum Thema Stellenplan zu flhren sei.

Die CDU-Fraktion beantrage zwei zusatzliche Vollzeitstellen, so deren Sprecher. Da
hier nicht personenbezogen diskutiert werden muisse, kénne die Beratung durchaus
im offentlichen Teil der Sitzung erfolgen. Die derzeitige Personalausstattung sei im
Hinblick auf die umfangreichen BaumafRnahmen bei weitem nicht ausreichend.

Die personelle Ausstattung sei auskommlicher, als zur Zeit der interkommunalen
Zusammenarbeit mit dem Kreis Mettmann, erwidert der Bargermeister. Zudem entfie-
len nun die Wegezeiten zwischen Mettmann und Monheim am Rhein. Die Priferfor-
dernisse wirden von der Rechnungsprifung vollumfanglich abgeleistet, die Arbeits-
ergebnisse seien nicht zu beanstanden. Alle Prifauftrage, die mit dem Rechnungs-
prifungsausschuss abgestimmt worden seien, seien in Ganze erflillt worden.

Seitens der PETO-Fr_aktion werde kein zusatzlicher Personalbedarf gesehen, erklart
deren Sprecher. Im Ubrigen misse ggfs. eine Stellenbemessung erfolgen. Eine Be-
antragung ins Blaue sei unserios.

Der Sprecher der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen macht deutlich, dass er eine Per-
sonalaufstockung fir geboten halt, da viele Baumalnahmen begonnen wiirden.

Der Sprecher der CDU-Fraktion weist auch auf die Beschwerden Dritter hin. So seien
der Kreis Mettmann als auch Handwerker mit der Bearbeitungszeit unzufrieden.

Aus den letzten 12 Monaten lagen ihm gegeniber keine Beschwerden Externer vor,
erklart der BUrgermeister. Der Geschéftsfuhrer der Kreishandwerkerschaft habe be-
statigt, dass die Stadt Monheim am Rhein Handwerkerrechnungen grundsatzlich
zugig begleiche. Stellenausweitungen erfolgten grundsatzlich nur, sofern der Bedarf
durch Zahlen, Daten und Fakten oder Organisationsuntersuchungen nachgewiesen
worden sei.

Ins Blaue hinein sei hier nichts beantragt worden, merkt der Sprecher der SPD-
Fraktion an. Vergleiche man die damalige Personalausstattung mit der heutigen, so
sei zu berucksichtigen, dass damals Zeiten des Nothaushalts herrschten, zu denen
kaum Investitionen stattgefunden hatten.

Der Aufgabenmehrung durch die Investitionsmalinahmen stinde gegenlber, dass
die Wegezeiten zwischen Kreis Mettmann und Monheim am Rhein entfielen und die
sehr arbeitsintensiven Jahresabschliisse extern vergeben worden seien, erklart der
Blrgermeister.

Der Sprecher der FDP erklart, dass es hilfreich sei, die Anzahl der Vorgange die
durch die Rechnungspriifung zu bearbeiten seien, zu benennen und dabei auch die
zukunftige Entwicklung abzubilden.

Hierzu und zu den einzelnen Stellenbesetzungen kénnte gerne im nichtéffentlichen
Teil Auskunft gegeben werden, erklart der Burgermeister. Dort wiirde auch Uber die
angekundigten Antrage der Fraktionen SPD und CDU abgestimmt.

01.11.01
Die sonstigen Aufwendungen seien sehr hoch, so der Sprecher der SPD-Fraktion
und bittet um Angabe der dort veranschlagten Positionen.

Hier seien die Kosten fir Rechtsangelegenheiten und Versicherungen veranschlagt,
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erklart die Verwaltung. Dabei entfielen ca. 550.000 € auf Versicherungsbeitrdge und
ca. 450.000 € auf den Rechtsschutz, wobei hiervon insbesondere die Klagen gegen
jeden einzelnen Bescheid im Zusammenhang mit dem Kommunal-Soli die Kosten
verursachen wirden. Es seien zudem die moglichen Gerichtskosten veranschlagt
worden. Die laufenden Kosten fir die Rechtsberatung beliefen sich auf ca. 130.000 €

p. a..

01.13.00

Der Sprecher der CDU-Fraktion stellt im Namen seiner Fraktion den Antrag, 40.000 €
zur Planung eines Parkdecks auf dem Rathausparkplatz einzustellen. Zur Begrin-
dung fihrt er an, dass die Monheimer Verwaltung in den letzten Jahren deutlich ge-
wachsen sei. Damit ein zusatzlicher Druck auf die wenigen Parkplatze in der Innen-
stadt durch die Verwaltungsmitarbeiter vermieden wuirde, sei eine Erweiterung der
Parkmdglichkeiten hinter dem Rathaus durch den Bau eines Parkdecks anzustreben.
So koénnten aus den vorhandenen 30 Parkplatzen ca. 90 Parkmoglichkeiten geschaf-
fen werden.

Der Burgermeister rat von diesem Vorhaben ab. Fur 90 Stellplatze mussten drei bis
vier Etagen errichtet werden. Zudem wirde diese Baumafnahme in der Hohe das
Rathaus erreichen. Aus stadtebaulicher Sicht sei dies abzulehnen. Auch werde der
Bedarf nicht gesehen. Die Anzahl der Bediensteten im Rathaus sei nicht gravierend
gestiegen. Dies sei schon aus raumlichen Aspekten nicht moglich. Die mafigeblichen
Stellenmehrungen betrafen insbesondere die Aulienstellen, wie das Haus der Chan-
cen oder den Betriebshof. Des Weiteren héatten die Kunden laut der letzten IHK-
Umfrage die Parksituation in der Monheimer Innenstadt positiv bewertet.

Der Burgermeister stellt den Antrag zur Abstimmung:

mehrheitlich abgelehnt (dafiir: 3 CDU, enthalten: 1 SPD, 1 Linke)

16
Die Sprecher der SPD- und der CDU-Fraktion fihren zu dem gemeinsamen Antrag
auf Senkung des Hebesatzes der Grundsteuer B aus.

Bezug nehmend auf die Gewerbesteuer bittet der Sprecher der CDU-Fraktion um
Angabe, wie hoch die Gewerbesteuereinnahmen in Monheim am Rhein durch soge-
nannte Briefkastenfirmen seien und beantragt, den Hebesatz fir die Gewerbesteuer
nicht weiter abzusenken.

Der von der CDU-Fraktion angefihrte finanzielle Spielraum fur die Senkung des He-
besatzes der Grundsteuer B sei flir die PETO-Fraktion nicht ersichtlich, so deren
Sprecher. Dies sei aufgrund des Rickgangs der liquiden Mittel nicht mdglich. Daher
sei der Antrag abzulehnen. Im Ubrigen betrage der durchschnittliche Hebesatz fir die
Grundsteuer B 550 % Punkte in NRW. Monheim am Rhein liege auf Platz 12 der
gunstigsten Kommunen. Auch profitiere die Blirgerschaft von der finanziellen Situati-
on der Stadt. So wirden viele Investitionen getatigt und nur beispielhaft seien der
Glasfaserausbau, der OPNV und die Stadthalle genannt.

Der Burgermeister prazisiert den Vergleich zu anderen Kommunen und fuhrt aus,
dass der Durchschnitt aller 396 Kommunen in NRW bei 563% Punkten liege. Der
derzeitige Hebesatz der Grundsteuer B in Monheim am Rhein befinde sich auf dem
Durchschnittsniveau der 90er Jahre. Die beantragte Senkung des Hebesatzes fiihre
zu einem Einnahmeverlust in Hohe von rund 1,5 Mio. €.
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Zu den Briefkastenfirmen sei anzumerken, dass eine solche Konstruktion illegal sei,
erldutert der Burgermeister. Sobald der Verdacht bestlinde, dass es sich bei einem
Unternehmen um eine Briefkastenfirma handeln kdnnte, erfolge eine Anzeige beim
Finanzamt. Zumindest alle Unternehmen, die mehr als 50.000 € Gewerbesteuer zah-
len, seien alle auch mit Personal hier ansassig. Detailliertere Angaben kénnten nicht
erfolgen, ohne das Steuergeheimnis zu verletzen.

Die Senkung des Hebesatzes der Gewerbesteuer werde seitens der Fraktion Bind-
nis 90/Die Grinen abgelehnt, erklart deren Sprecher, da diese Vorgehensweise ein
grolles Risiko berge. Ebenso werde die beantragte Senkung des Hebesatzes der
Grundsteuer B im Hinblick auf die liquiden Mittel abgelehnt, obwohl es fiir die Bur-
gerschaft wiinschenswert sei.

Der Burgermeister stellt den Antrag auf Senkung des Hebesatzes der Grundsteuer B
auf 300% Punkte zur Abstimmung.

mehrheitlich abgelehnt (dafur: 3 CDU, 1 SPD, 1 Linke, enthalten: 1 FDP)

AnschlieRend wird Uber den Antrag der CDU-Fraktion auf Beibehaltung des Hebe-
satzes fur die Gewerbesteuer von 265% Punkten abgestimmt.

mehrheitlich abgelehnt (daftir: 3 CDU, 1 SPD, 1 Bindnis 90/Die Grinen, 1 Linke, 1
FDP)

Die in die Zustandigkeit des Haupt- und Finanzausschusses fallenden Produkte sei-
en nun abschlieBend beraten, erklart der Burgermeister. Aufgrund der bereits erfolg-
ten Vorberatung in den Fachausschissen, wirden die dort diskutierten Produkte
nicht einzeln aufgerufen, sondern der jeweilige Produktbereich.

Der Sprecher der CDU-Fraktion weist darauf hin, dass seine Fraktion ihre Meinung in
den Fachausschussen deutlich gemacht und entsprechend abgestimmt habe. Die
Meinung sei nicht gedndert worden, deshalb erfolge in dieser Sitzung keine erneute
Diskussion der bereits vorberatenen Angelegenheiten.

05

Der Sprecher der SPD-Fraktion fihrt zum vorliegenden, prazisierten Antrag auf Ein-
richtung eines Kulturtaxis aus. Die seitens der Verwaltung dazu verfasste Stellung-
nahme enthalte in der Kalkulation sehr hohe Kosten. Vermutlich sei hierbei von der
maximalen Inanspruchnahme ausgegangen worden. Seine Fraktion habe in dem
Antrag jedoch deutlich gemacht, dass eine Registrierung seitens der Personen er-
folgen solle, die das Angebot gelegentlich beanspruchen wollten. Die angegebenen
Kosten der Verwaltung wurden fir deutlich Uberzogen gehalten. Auch die Zustandig-
keit des Kreises Mettmann werde hier nicht gesehen. Es solle ein niedrigschwelliges
Angebot eingerichtet werden, um Menschen die Mdglichkeit zur Teilhabe an kulturel-
len Veranstaltungen zu bieten. Der Fahrdienst des Kreises Mettmann beschranke
sich auf den Transport von schwerstbehinderten Menschen.

Die zahlenmaRige Hochrechnung sei nicht das Kernstiick der Argumentation, so der
Burgermeister. Die ablehnende Haltung der Verwaltung begrinde sich darin, dass
bereits ein entsprechendes Angebot seitens des Kreises Mettmann existiere. Hier
stiinde dem entsprechenden Personenkreis ein Kilometerkontingent von derzeit 300
km zur Verfugung. Es erfasse Menschen, die aufgrund ihrer Behinderung nicht in der
Lage seien, den Busverkehr zu nutzen. Es sei nicht nachvollziehbar, warum die Stadt
Monheim am Rhein ein zusatzliches Angebot einrichten solle.
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Entsprechende Antradge seien bereits im vergangenen und in diesem Jahr im Aus-
schuss flr Generationen, Kultur und Soziales ausfiihrlich beraten worden, merkt der
Sprecher der PETO-Fraktion an. Aufgrund der hinreichenden Busverkehrsverbindun-
gen und des Angebots des Kreises Mettmann konne eine Erforderlichkeit nicht er-
kannt werden. Auch fir die betroffenen Personen sei kein Mehrwert zu erkennen.
Daher lehne seine Fraktion den Antrag ab.

Der Sprecher der Fraktion Bundnis 90/Die Grinen versteht den Antrag dahingehend,
dass auch Menschen erfasst werden sollten, die nicht schwerstbehindert seien und
daher nicht von dem Angebot des Kreises Mettmann erfasst wirden. So kénnten
auch altere Menschen, die Angst hatten das Haus zu verlassen, das Kulturtaxi nut-
zen. Dem Antrag werde daher zugestimmt.

Der Sprecher der SPD-Fraktion stimmt den Ausfuhrungen des Vorredners zu. Das
Angebot solle, neben den schwerbehinderten Menschen, die fur den Fahrdienst des
Kreises Mettmann nicht in Frage kamen, auch grundsatzlich fur altere Menschen
gelten, da diese haufig aufgrund von empfundener Unsicherheit, das Haus abends
nicht mehr verlassen wirden. Diese Bevodlkerungsgruppe werde ansonsten nicht
wahrgenommen.

Ein Angebot einzurichten, dass sich nicht an objektiven Kriterien sondern an dem
subjektiven Empfinden von Menschen orientiere, sei nicht die richtige MalRnahme
und hinsichtlich der Durchflihrung nicht realisierbar, erwidert der Sprecher der PETO-
Fraktion.

Auch der Burgermeister halt ein generelles Angebot fur altere Menschen ohne Be-
hinderung fur fragwurdig. Eine Inanspruchnahme kdme somit fur jeden in Betracht,
der das entsprechende Alter erreicht habe.

Der Burgermeister stellt den Antrag zur Abstimmunag:

mehrheitlich abgelehnt (dafir: 1 SPD, 3 CDU, 1 Bindnis 90/Die Grinen, 1 FDP,
enthalten: 1 Linke)

Online-Burgerbeteiligung

Bei der Einfuhrung der Online-Beteiligung sei das vorhandene System sehr zufrie-
denstellend gewesen, flhrt der Blrgermeister aus. Inzwischen sei es aber notwen-
dig, hier Anderungen vorzunehmen. Dafiir wiirde auch die nachlassende Beteiligung
sprechen. Dies solle im nachsten Jahr geschehen.

Der Sprecher der SPD-Fraktion lobt die gute Arbeit der Verwaltung bei der Blrgerbe-
teiligung. Er merkt an, dass das abnehmende Interesse der Blrgerschaft auch darin
begrindet sein kdnnte, dass wichtige Mallnahmen bereits unterjahrig beschlossen
wulrden, ohne dass die Mdglichkeit der MeinungsaulRerung bestiinde.

Unterjahrige MaRnahmen seien aus den verschiedensten Grunden, wie z.B. Antrags-
fristen, unabdingbar, so der Blirgermeister.

Bildung und Kultur
Hier seien die Kosten nicht hinterlegt, z. B. bei den Highlights, merkt der Sprecher
der Fraktion Blindnis 90/Die Grlinen an.
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Die Kosten seien im Online-Portal hinterlegt, erklart der Blrgermeister. Weiterhin
seien die Kosten der investiven Malinahmen auf Seite 1 angegeben. Da hier die Stel-
lungnahmen der Verwaltung im Fokus stlinden, habe die Verwaltung auf die erneute
Angabe verzichtet. Im Ubrigen kdnnten die Kosten fiir die Highlights nicht in allen
Fallen beziffert werden.

Anderungsliste

Die Verwaltung erganzt, dass noch Anderungen aufzunehmen seien. Es handele
sich um die Eigenkapitalzufihrung zur Monheimer Wohnen GmbH in Héhe von 5,434
Mio. € im Jahr 2017. Weiterhin sei der Ansatz in H6he von 8.000 € fur das Kulturtaxi
aufgrund des soeben gefassten Beschlusses zu streichen.

Beschlussempfehlung
1. Der Verwaltungsentwurf der Haushaltssatzung 2017 wird unter Berlcksichtigung
der vom Haupt- und Finanzausschuss empfohlenen Anderungen, die er

a) aufgrund eigener Zustandigkeit oder
b) aufgrund von Empfehlungen der Fachausschisse oder
c) aufgrund der Vorschlage der Verwaltung

beschlossen hat, angenommen.

2. Die Haushaltssatzung der Stadt Monheim am Rhein flr das Haushaltsjahr 2017

wird mitsamt ihren Anlagen beschlossen. Die als Anlage 1 beigefligte Haushalt-
satzung 2017 wird Bestandteil des Beschlusses. Die Budgetzuordnung auf die
einzelnen Produkte ist als verbindlich anzusehen.

3. Der Rat macht sich die Stellungnahme der Verwaltung vom 28.11.2016 zu den
einzelnen Burger-ldeen und Bulrger-Kommentaren im Rahmen der Online-
Beteiligung unter Erganzung der Anderungsvorschlage aus den Beratungen der
Fachausschusse und des Haupt- und Finanzausschusses zu Eigen (Anlage 4).

einstimmig zugestimmt

Miindliche Mitteilungen

Monberg-Briicke

Protokoll:

Der Blrgermeister bezieht sich auf die in der letzten Ratssitzung gestellte Frage zu
den Kosten der Monberg-Brucke der Variante 0. Diese wurden ohne Planungskosten
537.000 € betragen.

Miindliche Anfragen

Protokoll:
Es werden keine Anfragen gestellt.
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Daniel Zimmermann
Blrgermeister

Anke Bitsch
Schriftfihrerin



	TeilArt
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Zu

